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Donnerstag, I. Dezember

granzöſiſche Unverſchämtheit!
Der franzöſiſche Geſchäftsträger in Berlin hat am ver gangenen Dienstag mittag im Auswärtigen Amt bei

tsſekretär Hankel vorgeſprochen und einen Proteſt der franzöſiſchen Regierung gegen einen Aufſatz
er Deutſchen Tageszeitung“, der ſich mit der „Kommiſſion etude ſociale“ befaßt, überreicht.

Für das Anſehen, das Deutſchland nach der Revolution nach außen hin genießt, iſt es bezeichnend, daß ein fremder
t ſich herausnehmen darf, gegen Zeitungsartikel deutſcher Blätter Einſpruch zu erheben. Die deutſche Preſſe aber ſoll nach

Maulkorberlaß Ebert-Wirths vom 28. September in den feindlichen Staaten wohl noch einen zweiten Zenſor erhalten
Der beanſtandete Artikel beſchäftigte ſich mit dem Treiben der Franzoſen in Berlin, deſſen öffentliche Beleuchtung der

ſiſchen Regierung offenbar recht unbequem iſt. Der Proteſt beweiſt, daß der Hieb geſeſſen hat. Wir geben unſern Leſern
lh von dieſem intereſſanten Artikel Kenntnis. (Hervorge hoben zu werden verdient noch, daß die Reichsregierung ſich über
inerhört freche Vorgehen der franzöſiſchen Regierung dem deutſchen Volke gegenüber ausgeſchwiegen hat.)

an kennt noch immer viel zu wenig die „unterirdi-
Machenſchaften der franzöſiſchen Kom

ionen, die mit allen Mitteln dahin zu zielen
n, in Deutſchland den Knechtsgeiſt, den der 9. No
r gebar, nicht ſchwinden zu laſſen, und zu dieſem
e die großangelgte Verwendung von Spionen

Kundſchaftern aller Art vorſehen. Es muß von
erein zugegeben werden, daß eine diesbezügliche Be
ng der uns aufgezwungenen interalliierten Kom-
nen immer im Bereich des Möglichen, ja des Wahr
ichen lag. Was dieſer Tatſache aber eine er
erte Bedeutung verleiht, iſt der Umſtand, daß dieſer

jffelarbeit einerſeits von gewiſſer Seite ſtändig Vor
geleiſtet wird, andererſeits ſelbſt gut deutſche
ſe in vollkommene Harmloſigkeit und Unkenntnis der
iſation, ja überhaupt des Beſtehens ſolcher Gebilde
Arbeit erleichtern. Nollet mit ſeiner Militärkom-
iſt nur einer von Vielen; die übrigen ſind gefähr-

r, weil ſie im Verborgenen blühen und ihre
Ziviliſten ſind.
z exiſtiert da z. B. in der Matthäikirchſtraße in Berlin

Kommiſſion, die den merkwürdigen und klangvollen
„Mission française pour les éudes sociales“

Eine geſchmeidige und eifrige Preſſe, die ſonſt für
Auslandsſchmock einen „Spezialberichterſtatter“ in Be
g zu ſetzen pflegt, hat ſich bis heute triefgründig über

daſein ausgeſchwiegen, obgleich gerade ſie glän-
über das dortige Leben und Treiben unterrichtet ſein
Und ſo kommt es, daß heute noch weiteſte Kreife
dieſer Jnſtitution keine Ahnung haben würden. hätte
ein franzöſiſcher Militär, dem ein günſtiger
erlaubte, wie ſo manchem anderen, ein paar Monate

donto der Reparationslaſten in Berlin gut und billig
ben, plötzlich ſchriftſtelleriſchen Ehrgeiz bekommen. Er

in Paris ein Buch heraus, „L'Allemagne
le débacle“, in dem er erſtens ſeinen üblichen Dank

e genoſſene Gaſtlichkeit dahingehend abſtattet, daß er
chland wie und wo nur irgend möglich lächerlich macht,

s alle „guten' Deutſchen“ vom Niveau des Berliner
blattes“ an abwärts ſeiner unbegrenzten Hoch-
g verſichert, drittens ſchließlich jedem Mitglied der ver-
nen engliſchen, amerikaniſchen und franzöſiſchen Kom-
nen (die Einigkeit war damals noch ſehr groß!) ein
s aber bombaſtiſch geflochtenes Ruhmeskränzlein weiht.
eine davon, tut er ſehr kurz ab. Eben die „Etudes
les“. Er berichtet nur, daß ſie vollkommen unabhängig
n der Militär- Kommiſſion arbeite, um ſo ihrer Auf-
dieſer und die Botſchaft „ſchnelle und zuver
ge FJnformationen“ zukommen zuen, beſtens gerecht werden zu können; dann ſchwenkt

ch, wie in Angſt, ſchon zuviel geſagt zu haben, auf ein
es Gebiet über. Uebrigens kommt in dem Buche der
„Etudes sociales“ ſelbſt noch gar nicht vor. Denn

ll hieß damals die Kommiſſion noch nicht ſo. Urſprüng-
llte ſie anonym, lediglich durch ihre Tüchtigkeit wirken.
das ging auf die Dauer doch nicht gut. Da gab man

Kinde den Namen. „Wiſſen Sie,“ ſo ſagte der Leiter
nternehmens in einer „ſchwachen Stunde“, „der Name
nſtig gewählt; man kann ſich alles mögliche darunter
llen, aber niemand weiß, was es eigentlich bedeuten

Der Mann hat recht. Was ſegelt nicht heutzutage
unter der Flagge „ſoziale Studien“?
Irſprünglich ruhte die Leitung der Kommiſſion in den
en eines Prof. Haguenin, der vor dem Kriege
ang an der Berliner Univerſität tätig war. Er
et ungemein großzügig: eines Tages ſtellte ſich aber
s daß das Konto „allgemeine Speſen“ einen Betrag
0 000 Fr. aufwies, für das der Ueberbürdete mit dem
Willen weder Quittungen noch ſonſtige Belege mehr
ben konnte. Wahrſcheinlich hatte auch er gedacht,

dche payera tout“: Aber da in jenen Tagen gerade
den deutſchen Blätterwald ein großes Rauſchen ging,
doch übel, wie die Beſatzungskoſten und ähnliches am
der Volkswirtſchaft zehrten, machte die franzöſiſche

rung eine ſchöne Geſte, enthob ihn von ſeinem Poſten
ieß ihn einige Stufen die Treppe hinauffallen. Er iſt
ei der Bot ſchaft. Sein Nachfolger im Amte war

ein Mann der Wiſſenſchaft. Gymnaſialprofeſſor
nard. Hauptfächer deutſche Sprache und Literatur.
rachte gine umfaſſende Vorbildung für ſeine Tätigkeit

mit. Während des Krieges hatte er im damaligen Spuck-
napf Europas, der Schweiz, wo alle kriegführenden Staaten
ihre verlorenen oder verworfenen Söhne in guter Hut
wußten, im Dienſte der franzöſiſchen Propaganda gewirkt
und hatte engſte Fühlung mit den „Deutſchen“ genommen,
deren ſeeliſche Einſtellung und Tätigkeit nicht anders hätte
ſein können, wenn ſie dies auch offiziell getan hätten: dem
Kreiſe um das Schandblatt „Die freie Zeitung“, deſſen „be
rühmteſte“ Vertreter mit den Namen Mühlon, Grelling, des
„Dichters“ Edward Stilgebauer u. a. m. einen guten Kampf

für gutes Geld, kämpften. Dieſe „zielbewußten Pazi
fiſten“ machen nun teilweiſe Berlin, teilweiſe das beſetzte
Gebiet unſicher und arbeiten alleſamt kräftig an dem
famoſen Verlag „Neues Vaterland“ mit, der „zielbewußt“
in periodiſch erſcheinenden Produktionen die ſchwarze Schmach
leugnet, ſolange „die Ludendorffe“ noch frei herumlaufen.
Prof. Hesnard aber freut ſich, denn wenn andere Leute ſo
ſchöne „ſoziale Studien“ machen, braucht er es ja nicht zu
tun; und ſeine 14tägigen Spezialberichte gehen
ihm dann um ſo ſchneller von der Hand. Und ſeine ſonſtige
Tätigkeit? Nun, er fährt, ſo ſagt man und ſo geben wir
es wieder, ohne uns dabei unbedingt feſtzulegen, einmal
hinaus nach Schwanenwerda und drückt Parvus-
Helvhand (einem der gefährlichſten, weil einflußreichſten
jüdiſchen Führer der Sozialdemokratie, der ein ungeheures
Vermögen in Deutſchland erworben hat und eine der ſchön-
ſten Villen bei Berlin bewohnt) die Biedermannsrechte,
dann trinkt er bei einem Direktor der A. E. G. (der oberſte
Leiter der A. E. G. Allgem. Elektr.--Geſ. iſt der bisherige
jüdiſche Aufbauminiſter Walther Rathenau) den Tee, trifft
dort ſeinen lieben Freund, das Orakel der „Voſſiſchen
Zeitung“, und wenn er ganz intenſiven Studien ob
liegen will, plaudert er ein Stündchen oder zwei mit dem

Geſchäftsſtelle Berlin Bernburger Str. 30.
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Genoſſen Breitſcheid,. Während ſeiner Ferken aver
überſetzt er des betriebſamen Herrn Erzbergers
Memoiren in gutes Franzöſiſch. So ganz nebenbei macht
er dann ſpät abends oder frühmorgens ſeinen Tagesbericht,
auf eigener Leitung direkt nach Paris. Aber darüber ſpricht
er nicht gern. Dort ſcheint man indes zufrieden mit ihm. zu
ſein, denn er hofft ſtündlich, ſein Knopfloch mit der Roſette
der Ehrenlegion ſchmücken zu können. Hoffen wir, daß er
bei der diesbezüglichen Feier aller ſeiner „Mitarbeiter“
in Dankbarkeit gedenkt.

Wenn es heute in Deutſchland Leute gibt, denen eine
ſolch pflegliche Behandlung guter Beziehungen zu prominen-
ten Ententekommiſſionsmitgliedern zum guten Ton gehört
(„man“ iſt doch international, Gott ſei Dankl), ſo iſt es
andererſeits bedauerlich, daß ſelbſt ein führender Geiſt aus
der Deutſchen Volkspartei nicht immer die nötige
Diſtanz zu wahren weiß. Ja, es koſtet eigentlich Mühe,
keine ſchärferen Worte zu gebrauchen, wenn man hörte,
wie zur Zeit, als alle Welt in Deutſchland, ſoweit ſie nicht
unheilbar zum Schielen durch eine linke Parteibrille ver-
urteilt war, noch felſenfeſt der Ueberzeugung anhing, das
Ultimatum würde abgelehnt werden, der profeſſorale Kom
miſſionsleiter von einem Beſuch bei dieſem Herrn aus
dem Reichstage zurückkam und ſeinen Vertrauten, die
die bange Frage an ihn richteten, was nun werden ſolle, die
beruhigende Zuſicherung gab: „Keine Angſt, es wird alles
gut werden. St. hat mir die beſten Hoffnungen gegeben.“

Muß man ſich nach all dem wundern, wenn drüben in
Frankreich immer der Ton angeſchlagen wird, der einer
hohen Regierung zwar angenehm, weiteſten Volkskreiſen
aber greulich genug in den Ohren klingt? Wenn man
drüben immer genau weiß, jetzt kann wieder eine Drohnote
riskiert werden? Jſt eine ſolche Kommiſſion mit ihren
„Sozialen Studien“ nicht mindeſtens ebenſo unerträglich

wie Le Ronds und Nollets Bramarbaſſe, die man wenigſtens
am Säbelgeraſſel erkennt, wenn ſie noch um zehn Ecken ent
fernt ſind? Jeder Deutſche, der mit Fug und Recht
Anſpruch auf dieſen Namen erheben will, hat die Pflicht, den
Verkehr mit ſolchen Organen auf das unbedingt notwendige
Maß beſchränkt zu halten, und zu bedenken, daß keine der
vielen Kommiſſionen um unſerer ſchönen Augen willen
mitten in uns ſitzt. Ueberlaſſen wir neidlos gewiſſen Kreiſen
ihre Mitglieder als Salonſtaffage und Subfjekten von der
Geſinnung der ehemaligen „Freien Zeitung“ als Freunde
und Gönner. Sollten einmal andere Zeiten kommen, ſo

werden die Betreffenden ja ſehen, ob Gaſtfreundlichkeit
immer gegenſeitig iſt. Jedenfalls haben wir keinerlei
Anlaß, den „Sozialen Studien“ ihre Arbeit zu erleichtern

verhandlungen über ein Moratorium
Feindliche Finanzkontrolle in Deutſchland als Bedingung für ein
Moratorium. Rathenau in CLondon. Beſprechung mit Lloyd George

London, 29. November.
Dr. Rathenau und ſein wirtſchaftlicher Beirat Dr.

Simon hatten heute nachmittag eine Zuſammenkunft mit dem
bekannten Bankier Sir Robert Kindersly, der vor kurzem in
Berlin geweſen iſt.

Ueber dieſe Zuſammenkunft wiſſen die Zeitungen zu berichten,
daß über Vorſchläge beraten wurde, auf Grund deren die Alli-
ierten ein Moratorium für die deutſchen Schuldzahlungen be-
willigen könnten. unter der Bedingung, daß Deutſchland das
Drucken von Papiergeld einſchränken werde. Um dies zu ermög-
lichen, ſoll verſucht werden, die deutſche Geldwährung wieder
auf eine geſunde Grundlage zu bringen und die deutſchen Märkte
wieder auf eine normale Lage zurückzuführen. Jn maßgeben-
den Kreiſen wird nicht beſtritten, daß die Frage der Reparationen
Gegenſtand der Verhandlungen war, doch wird betont, daß dieſe
Beſprechungen gegenwärtig nur das britiſche Schatzamt inter-
eſſieren und daß dieſe Frage bisher noch nicht ſo ſpruchreif war,
daß ſie in das Gebiet der auswärtigen Politik übergreifen konnte.

Dazu meldet die EE.-Korreſpondenz noch:
Rathenau wurde heute vom engliſchen Schatzkanzler

Robert Horne und von Sir John Bradburhy empfangen und
wird morgen oder übermorgen

von Lloyd George empfangen
werden. Die Frage des Moratoriums für Deutſchland wird noch
in dieſer Woche vom engliſchen Miniſterrat behandelt werden.

Nach derſelben Korreſpondenz ſoll die Gewährung eines
Moratoriums an Deutſchland ſo gut wie ſicher ſein.

Jn England verweiſe man darauf, daß eine Einſtimmigkeit
der Reparationskommiſſion, die ſich natürlich mit dieſer Frage
beſchäftigen müſſe, nicht erforderlich ſei, ſondern daß ein Mehr
heitsbeſchluß genügen werde. Lloyd George trete lebhaft dafür
ein, daß Deutſchland ein Moratorium gewährt werde. weil
einem wichtigen Gedankengange des Miniſterpräſidenten zufolge
die Wirtſchaftslage Englands erleichtert und auch die geſamte klärt

Weltfinanzlage verbeſſert werden könnte. Allerdings verhehle
man ſich auch auf gewiſſer Seite in England nicht, daß Deutſch
land vielleicht dank einem Moratorim einen ſo raſchen finan
ziellen Aufſchwung nehmen könnte und nach Ablauf des Mora-
toriums überhaupt erklären könnte, daß es keine Reparations
zahlungen mehr leiſten wolle. Die Engländer würden jedenfalls
von Deutſchland fordern, daß das Abkommen vielleicht in ab
geänderter Form durchgeführt werde, ferner werde Deutſchland
vielleicht die Verpflichtung eingehen müſſen, etwa innerhalb
zweier Jahre Ordnung in ſeine Finanzen zu brigen. Um dieſe
zu kontrollieren, ſei wahrſcheinlich die Einſetzung einer

internationalen Finanzkontrollkommiſſion
in Berlin notwendig. Die Haltung Frankreichs dieſem Plan
gegenüber könne als oppoſitionell bezeichnet werden.

Jn den Schlußſätzen des vorſtehenden Telegramms ſteckt
offenbar ein Stück franzöſiſcher Stimmungsmache, die ja
ſchon lange nach einer Aufhebung der deutſchen Finanzhoheit
drängt. Dies geht auch daraus hervor, daß bereits heute der
„Matin“ fordert, daß man ſich gewiſſer Pfänder verſichere, ehe
man Deutſchland Zahlungen ſtunde. Denn eine Kontroll
kommiſſion biete noch nicht die genügende Ge
währ.

Außerdem dringen die franzöſiſchen Blätter darauf, daß
Lloyd George, falls er einen Finanzplan nach Waſhington mit
nehme, vor ſeiner Einſchiffung noch eine Beſprechung mit Briand
haben ſolle. Es ſtehe aber bisher noch nicht feſt, ob Lloyd George
überhaupt den Wunſch habe, Briand im gegenwärtigen Augen.
blick zu begegnen. Wenigſtens werde dahin Stimmung gemacht
daß etne Zuſammenkunft engliſcher und franzöſiſcher Sachver

ſtändiger ſtattfinden müſſe. ehe entſcheidende BeſchlöKe in
Finanzfragen gefaßt werden.

Während die vorſtehenden Meldungen immerhin die Frage
der Aufhebung der deutſchen Finanzhoheit noch offen laſſen, er

„Evening Standard“, daß falls Deutſchland ein Morac



venilligt werde, es folgende Bedingungen annehmen
müſſe:

1. Die deutſchen Finanzen werden innerhalb zweier Jahre
revidiert

2. Scharfe Maßnahmen gegen die Papiergeld-Juflation.

3. Eine alliierte Aufſichtskommiſſion über die deutſchen
Finanzen wird in Berlin errichtet.

Das Blatt weiſt darauf hin, daß es nicht notwendg iſt, daß
alle alliierten Vertreter dieſe Regelung gutheißen, da die Be
ſtimmung des Art. 18 des Verſailler Vertrages für dieſen Fall
keine Einſtimmigkeit nötig mache, wenn die Stundung nicht über
das Jahr 1930 hincusgehe.

Weiter wird gemeldet, daß zu der Januar- und Februar
Zahlung feſtzuſtellen ſei, daß die Gerüchte, wonach die Repara

tionskommron vver die engliſchen Delegierten die Zahlungs-
unfähigkeit Deutſchlands bedingungslos bejahten, unzutreffend

ſind. Bisher iſt noch keinerlei Beſchluß erfolgt.
Die Urteile wichtger Stellen über

die Haltung Frankreichs

ſind nach dem Korreſpondenten der Frankfurter Zeitung nicht
ganz hoffnungslos, zumal
Klauſel des Friedensvertrages. Verichte aus Waſhington ſollen
zudem einen moraliſchen Druck Amerikas auf Paris andeuten.
Die Tatſache, daß Frankreich aus der Januarzahlung nichts zu
erwarten hat, ſondern Belgien, welches ſeinerſeits zu Rück
zahlungen an England verpflichtet ſei, ſowie der engliſche Wider
ſtand gegen das Wiesbadener Abkommen, werden im diplomati
ſchen Verhältnis gegenüber Frankreich als wichtig angeſehen.

Engliſcher Kabinettsrat über die
Reparations frage

London, 80. November.
Der diplomatiſche Berichterſtatter des „Daily Telegraph“

ſchreibt, es würde erwartet, daß entweder heute oder morgen ge-
wiſſe ernſte und dringliche Fragen des Reparationsproblems von
dem Kabinett behandelt werden. Mehrere wichtige Denkſchriften
würden die Grundlage für die Erörterung bilden, zunächſt der
bereits veröffentlichte Bericht Bradburys über das Wies-
badener Abkommen und der noch unveröffentlichte Bericht über
die von der Reparationskommiſſion in Berlin angeſtellte Unter
ſuchung der finanziellen Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands. Außer-
dem liegen dem „Daily Telegraph“ zufolge zwei nicht minder
wichtige Berichte des Mitgliedes Sir Baſil Blacket h vor. Fer-
ner wird der Rat des gegenwärtig in London weilenden britiſchen
Botſchafters in Berlin, Lord d'Abernon, in mündlicher oder ſchrift
licher Form eingeholt werden. Daneben wird dem Kabinett auch
der Jnhalt der Beſprechung von Stinnes während ſeines Be
ſuches in London und der geſtrigen Unterredung zwiſchen Dr. Ra
thenau und britiſchen Beamten vorliegen.

c

Dem „Lokalanzeiger“ wird aus Paris folgende Warnung
gedrahtet:

Wird Deutſchland auf Englands Anregung ein Moratorium
erhalten, nach dem die am 15. Januar fällige Rate gezahlt
ſein wird Dieſe Frage prunkt in allen Blättern. Jch
warne Vertrauensſelige. Noch nie iſt aus franzöſiſch
engliſchen Gegenſätzen Gutes für Deutſchland entſproſſen. Auch
diesmal werden ſie ſich einigen. (Es ſind ja im nahen und
fernen Oſten genug abhängige Völker, die als Kompenſations
objekt dienen können.) Auch diesmal wird Deutſchland das Ge
ſchirr bezahlen müſſen, das bei dem in einiger Zeit fälligen
Wiederannäherungs-Diner zerſchlagen wird. Auch ſollte man
ſich in Deutſchland lieber weiter keinen Hoffnungen hingeben,
daß wir nach Waſhington eingeladen werden. Jm Fernen Oſten
und im Stillen Ozean haben wir nicht mehr mitzureden. Heer
und Flotte haben wir, dank der friedfertigen Abſichten Frank-
reichs, nicht mehr, und Wirtſchaftsfragen werden bis auf
weiteres in Waſhington nicht verhandelt. Für den armen, aus
gepowerten Michel gilt mehr denn je des großen Friedrichs
Spruch: „Glaubt, was ihr wollt, zahlt, was ihr
ſollt t

in Anbetracht der obengenannten

Die Preſſe und S 1953 St. G. B.
In der bisherigen Rechtſprechung wurde der Preſſe

die Zubilligung des 198 Str.G.B. (Wa hrne h
mung berechtigter Jntereſſen) verſagt.
Zwar hat, der neuen Lage entſprechend, das eine
oder das andere Schöffengericht hiervon in den Jah-
ren nach der Revolution eine Ausnahme gemacht,
aber die Berufungsinſtanz (Strafkammer) hat in
faſt allen Fällen dieſe Urteile wieder aufgehoben
eine Ausnahme hiervon hat u. W. nur das Land
gericht in Hildesheim gemacht weil bisher noch
keine höchſtrichterliche Entſcheidung in
dieſer Sache ergangen ſei und die Landgerichte
darum in der bisherigen Praxis fortfahren müßten,
Eine ſolche höchſtrichterliche Entſcheidung iſt nunmehr

aber ergangen, und zwar vom Oberlandes-
gericht Naumburg. Jn einer Klage gegen die
„Halleſche Zeitung“ iſt dieſer vom Schöffen-
gericht Halle in Anbetracht der neuen Lage der
S 193 zugebilligt und auf Freiſpruch erkannt worden.
Der Kläger legte hiergegen Berufung ein, und dasLandgericht (Strafkammer) n Dale entſchied
darauf, daß der „Halleſchen Zeitung“ der Schutz des
S 198 zu entziehen ſei. Gegen dieſes Urteil legte
die „Halleſche Zeitung“ Reviſion ein, und nun ent
ſchied das Oberlandesgericht in Naum-
burg als höchſte Jnſtanz in dieſer Sache, daß der
Preſſe nach der Staatgumwälzung im November
1918 grundſätz lich der Schutz des S 193 zugute
kommen müſſe. Jn dieſem Gerichtsurteil, das von
grundlegender Bedeutung für die geſamte Recht
ſprechung werden wird, heißt es wörtlich:

„Zwar hat das Berufungsgericht den Begriff der
Wahrnehmung berechtigter Jntereſſen ver-
kannt, wenn es dem Angeklagten den Schutz des S 193
N.St.«G..B. von vornherein aus dem Grunde verſagte weil
der Angeklagte lediglich ihm fremde Intereſſen einer
politiſchen Partei ohne beſondere Legitimation hier
zu wahrgenommen habe. Insbeſondere erſcheint die Ab
ſtellung des landgerichtlichen Urteils auf den Umſtand, daß
die vom Angeklagten geleitete Zeitung nicht das aner
kan nte Parteiorgan der Deutſchnationalen Volks
partei iſt, mit dem daraus gezogenen Schluſſe, daß der An
geklagte als Hauptſchriftleiter der „Halleſchen Zeitung nicht
berechtigt ſei, gegen die Deutſchnationale Volkspartei ge
richtete Angriffe abzuwehren, nicht unbedenklich. Eine die
Jn anſpruchnahme des Schutzes des S 193 R.St.G.-B. recht
fertigende nahe Beziehung des Beleidigers zu dem
von ihm wahrgenommenen Jntereſſe, wie ſie insbeſondere
von der früheren höchſtrichterlichen Rechtſprechung auf
geſtellt zu werden pflegte, iſt vielmehr ſchon dadurch
gegeben, daß die vom Angeklagten geleitete Zeitung auf
deutſchnationalem Boden ſteht, in ihren Zielen im weſent
lichen mit denen der Deutſchnationalen Volkspartei überein-
ſtimmt und tatſächlich deren Intereſſen vertritt. Es
kommt indes hierauf nicht entſcheidend an.
Denn der Angeklagte vertrat, indem er einen politiſchen
Gegner bekämpfte, nicht nur die Intereſſen ſeiner politi-
ſchen Partei, ſondern damit zugleich ſeine
eigenen perſönlichen Jntereſſen. Es muß hier-
bei davon ausgegangen werden, daß durch die Staats
umwälzung vom November 1918 die Beziehungen
des Einzelnen zum Staate ſich in ein
ſchneidender Weiſe geändert haben. Da nach
der gegenwärtig geltenden Verfaſſung alle Staatsgrwalt
vom Volke ausgeht, und jeder einzelne durch Ausübung
ſeiner Wahlrechte in denkbar weiteſtem Umfange an der Re
gierung und an den politiſchen Geſchehniſſen in ganz anderer
Weiſe beteiligt iſt, als dies vor der Revolution der Fall ge
weſen war man denke auch an die das Leben und Gut des
Einzelnen aufs ſchwerſte bedrohenden, wenige Wochen nach
dem Streite der Parteien ausgebrochenen Märzunruhen
1920 ſo muß auch jede Angelegenheit des
öffentlichen Lebens als eine ſolche angeſehen wer

„Der Medderkoog“
33) Schleswig Holſteinſcher Roman

von
Henriette von Meerheimb (Margarete Gräfin von Bünau)

Graf Reventlow wollte ſeine eigene Erregung verber
en. Darum redete er ſo eifrig über dieſe belangloſe Sache.
er Tod des Königs konnte mit einem Schlage alles ändern

und einen Umſchwung in den Angelegenheiten der Herzog-
tümer hervorrufen, wenn Friedrich VII. einlenkte. Aber
daran glaubte freilich in Schleswig-Holſtein niemand.

„Am liebſten reiſte ich ſchon morgen nach Kopenhagen“,
rief Karin aufgeregt.

„Nichts da du bleibſt vorläufig hier!“ beſtimmte
„Dein Vater fürchtet VolksGraf Reventlow kurz.

mruhen.“
„Wenn ich Karin hinbrächte?“ ſchlug Chriſtian vor.
„Vor Ablauf deines Urlaubs verläßt du Schleswig

nicht“, entgegnete der alte Graf ſcharf.
„Wenn ich aber zum Regiment zurück muß, um dem

nenen König Treue zu ſchwören?“
„Das darfſt du eben nicht tun. Siehſt du denn nicht

ein, wie der Himmel ſelbſt dir jetzt einen Ausweg zeigt?“
Die Blicke des Vaters lagen mit heißer Bitte auf dem

Geſicht des Sohnes. Als der nicht antwortete, drehte er ihm
brüsk den Rücken.

Den ganzen Abend über ſprach er nicht mehr mit ihm,
ſondern wandte ſich nur noch ausſchließlich und mit be
ſonderer Freundlichkeit an den jungen Rantzau und Liſa.
Alle übrigen waren mehr oder weniger Luft für ihn.

„Mach' dir nichts draus“, flüſterte Karin ihrem
Bräutigam zu. Jhre kleine Hand ſtohl ſich jn ſeine. „Wenn
dein Vater uns nicht fortläßt, ſo reiſen wir heimlich ab vom
Mederkoog wir zwei ganz allein auf dem ſchmutzigen

und T Jaumwollenen Regenſchirm ganz ſo
te. iEr küßte ihr die Hand. Vielleicht wärs wirklich das

beſte, um dieſem ewigen Zank und allen Widerwärtigkeiten
zu entgehen“, antwortete er ſeufzend. „Jch befürchte nur,
mein Vater würde ſolche heimliche Flucht feige und mich
einen Verräter nennen

„Laß ihn doch! Was kann uns das
r erſt alücklich in Kopenbagen ſind

kümmern, wenn wir

trauen zu können,

Elftes Kapitel.
Die Abreiſe ging nicht ſo raſch vor ſich, wie Karin ge

hofft hatte. Graf Holms Brief, der dem Telegramm ſehr
bald folgte, ſetzte noch nichts darüber feſt. Der Ton des
Schreibens klang etwas gedrückt. Der neue König arbeitete
zunächſt mit dem Miniſterium Hall weiter, behielt Holm als
Hofmarſchall und geheimen Ratgeber zwar bei ſich, war aber
nicht dazu zu bringen, Hall einen anderen Poſten an
zuweiſen oder ganz zu entlaſſen, und den Grafen Holm in
ſeine frühere Stellung eines erſten Miniſters wieder ein
zuſetzen. Das verſtimmte dieſen gewaltig. Bei dieſer Un
ſicherheit über ſeine Zukunft konnte er dem Brautpaar nicht
raten, es ganz mit dem alten Reventlow zu verderben und
vorſchnell abzureiſen.

Außerdem war die Gärung im Volk eine derartige, ge
ſchürt durch die Partei der r daß man jeden Tag
auf einen Ausbruch allgemeiner Erregung gefaßt ſein mußte.
Daß er unter dieſen Umſtänden die Tochter lieber ſicher in
Johannisberg wußte, war begreiflich.

Aber Karin ſah das nicht ein. Der Aufenthalt bei den
Schwiegereltern wurde ihr täglich unerträglicher. Tante
Fiekchen wich ihr ſeit der Briefgeſchichte ſchen aus, Liſa ging
oft mit verweinten Augen umher. Sie litt ſchwer darunter,
der geliebten Tante und der zwar gefürchteten, aber bis
dahin doch rückhaltlos verehrten Mutter nicht mehr ver

denn ſie durchſchaute das Jntrigenſpiel
der Gräfin Luiſe, ſeit ihr die Binde von den Augen gefallen
war, klar und deutlich. Auch daß die arme alte Tante von
der Mutter als Werkzeug benützt wurde, erkannte ſie. Aber
wie konnte ſie das ihrem Vater ſagen, ohne die eigene
Mutter bloßzuſtellen? Sie ſchwieg daher, obgleich ihr faſt
das Herz brach, wenn ſie mit anſehen mußte, wie anders
Graf Reventlow jetzt ſeine Schwägerin behandelte. Nichts
von dem alten herzlichen Neckton war in ihrem Verkehr mehr
zu ſpüren. Kühl und mißtrauiſch beobochtete er ſie.

Tante Fiekchen ſchlich wie ein gedrückter Schatten im
Hauſe herum. Meiſt ſaß ſie allein in ihrer Stube und
grübelte vor ſich hin. ogar die geltebten Amnarellſkizzen
blieben liegen, die zerrifſene Tiſchwöſche ungeſtopft.

Rantzau konnte nicht mehr nach Johannisberg kommen.
Sein Kommando in Rendsburg war zu Ende, er mußte in
ſeine Garniſon Kiel zurückkehren. U verdies weigerte ſich
Grätin Luiſe, den jungen Offizier nom zu empfangen, ſeit

den, die feden Einzelnen Herfönkich ay
und ihn legitimiert, im allereigenſten berett!
Intereſſe in den Grenzen des 8 198 St. G.
Stellung zu nehmen.

Regierungsbildung in Bayery
München, 80. Nove

Die Frage der Erweiterung der Bayeriſchen Regie
koalition, der Wiederaufnahme der Deutſchnationalen, iſt m
Vordergrund getreten. Der „Bayeriſche Kurier“, die „Ming
Augeburger Abendzeitung“ und die Münchener Neueſten
richten“, alſo die Blätter von drei verſchiedenen Par: en
tungen, ſprachen ſich für den Wiedereintritt
Mittelpartei in die Regierungskoalition aus, da det
ſammenſchluß aller nicht ſozialiſtiſchen Part
notwendig ſei. Das letzgenannte Blatt verlangt aber Gar r
dafür daß die bayeriſche Wittelpartei ſich in den Rohe
Koalition einfüge, nach Maßgabe ihres Gewichtes. de

r

Die Demokraten erklären plötzlich in einem Müng
Blatt, daß ſie mit den Ausführungen ihrer Kot
fſpondenz zur Koalitionserweiterun mich
tun haben. Der Schlußteil der Erklärung iſt den
intereſſant, weil er beſagt, daß, wenn die übrigen Koagln
parteien glauben ſollten, das Schwergewicht der Staatenſührn
nach rechts verlegen zu müſſen, die Demokraten ger
reit ſeien, die Bahn für eine ſolche Geſtaltung der
frei zu machen. Es wird gut ſein, daß die
dieſe etwas dunkle Erklärung noch
bringen.

L

Jn einer Verſammlung der S. P. D. in München ſpr
Auer über die Stellungnahme der Sozialdemokraten zur ſe,
gierungsbildung. Die S. P. D. dächte nicht daran, den Tren
nungsſtrich zu beſeitigen, den man ihr gegenüber gezogen habe
Ob die Bayeriſche Mittelpartei wieder in die Re ierung eintret
r nicht, ändere an der ſachlichen Stellungnahme der Partei
nichts.

dinx
Demokraten

ein wenig mehr Licht hinein

CuqZM5
Radbruch und die bayriſchen Rätegrößen

München, 80. November.
Die geſamte politiſche Preſſe Bayerns befaßt ſich erneut mit

dem Vorgehen des Reichstagsausſf uſſes gegen
Bayern, ſoweit die Feſtung Niederſchönenfeld in Ve,tracht kommt. Veranlaſſung iſt die Tatſache, daß ſich die Räte

größen aus Niederſchönenfeld an den gegenwärtigen Juſtiz
miniſter Dr. Radbruch mit einer Beſchwerde gewandt dobel
und der Reichsjuſtizminiſter dieſe Beſchwerde auf dem hoch
diplomatiſchen Wege durch die bayeriſche Geſandtſchaft in Verlit
an die bayeriſche Staatsregierung übermittelt hat. Sämtkliche
Blätter bezeichnen dieſes Vorgehen als durchaus un zu
läſſig. Der Reichsjuſtizminiſter hat durch dieſes Vorgehen den
Gefangenen in Niederſchönenfeld mehr Glauben
ſchenkt als den Ausführungen des bayeriſchen
Miniſterpräſidenten, der wiederholt im rin

fanGrund amtlicher Unterſuchungen die Beſchwerden der
genen als nicht zu Recht beſtehend bezeichnete.

wie die Demokraten für
die Landwirtſchaft eintreten

Der deutſche Bauernbund betont bei jeder Gelegenheit
ebenſo für die Intereſſen der Landwirtſchaft einzutreten wie
jede andere Organiſation. Was aber tatſächlich die Landwirt
ſchaft von dem deutſchen Bauernbund, der ſich der deno
tratiſchen Partei mit Haut und Haaren verſchrieben hat, ay
Unterſtützung zu erwarten hat, geht aus einer von den demo
kratiſchen Abgeordneten Ziegler (Weſtfalen), Erkelenz und
Delius unter dem 13. Oktober d. J. eingebrachten An
frage hervor:

Iſt der Reichregierung bekannt, daß durch das Ver
halten der Landwirte, das nahezu einen
Lieferſtreik gleichkommt, die Kartoffelverſergung,
insbeſondere in den weſtlichen Jnduſtriebezirken für die
Arbeiter, Angeſtellten, Beamten und kleinen Gewerbe
treibenden auf das außerſte gefährdet iſt

Während auch nichtland wirtſchaftliche Kreiſe immer mebt
zu der Ueberzeugung gelangen, daß die ganzen Schwierigkeiten
in erſter Linie eine Transportfrage ſind, hält es die demo
kratiſche Partei für richtig, durch obige Anfrage zu verſuchen,die Schuld allein auf die Landwirtſchaft abzuwälzen.

dem Liſa in ihrer rückſichtsloſen Offenherzigkeit ihr noch an
demſelben Abend Rantzaus Liebeserklärung gebeichtet hatte.

Der Vater vertröſtete das betrübte junge Paar auf die
Zukunft.
brächen, dann wollte er ſeine Einwilligung zu ihrer Ver
bindung nicht verſagen und auch die Mutter umzuſtimmen
verſuchen. Mit dieſem Beſcheid mußten ſie ſich begnügen,
denn vorläufig hatte Graf Reventlow anderes zu tun, als
an Liebes und Verlobungsgeſchichten zu denken. Drei bis
viermal in der Woche fuhr er nach Rendsburg. Der alle
Helgeſen wurde ihm in dieſer Zeit geradezu unentbehrlich

Der durchſtreifte mit ſeiner Büchſe das ganze Herzog
tum, kannte jeden Weg und Steg und wußte im Landvolk
Stimmung gegen die Dänen zu machen und Freiwillige an
zuwerben wie ein alter Werbeoffizier früherer Zeiten. Ne
nie war in Schleswig Holſtein ein ſo eifriger Dienſtbetrie
geweſen wie jetzt, Die Verblendung der däniſchen Re
gierung, unter deren Naſe dies alles vor ſich ging, ließ ſi
nur dadurch erklären, daß ſie die ſprichwörtliche Geduld der
Schleswig Holſteiner für unerſchöpflich und die Autorität
der däniſchen Offiziere für unerſchütterlich hielt. Unter dem
däniſchen Negiment war nur ein kleiner Teil der Vevölke
rung zum Waffendienſt herangezogen worden. Das Mili
tär rekrutierte ſich meiſt aus den niederen Klaſſen der Land
bewohner. Das Kommando war däniſch, und die Offizier
der Mehrzahl nach ebenfalls Dänen. Aus allen Ständen
drängte ſich aber jetzt die waffenfähige Jugend heran. W
entſchloſſene, freudige Stimmung beſeelte alle. Jn jeder
größeren Stadt entſtanden patriotiſche Vereine, wurden Ver
ſammlungen abgehalten. Die Polizei war machtlos
worden. Niemand kümmerte ſich mehr um ihre Verbote
Herr von Scheel, der Regierungspräſident in Schleswig
fühlte, daß ſeine Tage gezählt ſeien. Er bat dringen
däniſches Militär zu ſenden. Aber in Kopenhagen war n
Stimmung des Volkes zu gewitterſchwül, man wagte t
nicht mehr, die Hauptſtadt allzuſehr von Militär zu e
blößen. König Friedrich VII. fühlte den Thron ſei
Vaters bedenklich unter ſich ſchwanken. Kaum acht Tage
ſeinem Renierungsontritt erließ er ein Patent, wie
ron Chriſtian VII. vorbereitet. die Jdee des däni
Geſamtſtagtes zu verwirklichen beſtimmt war.

Wenn beſſere Zeiten für Schleswig-Holſtein an
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Unter dem

pie Weltfinanzkonferenz
London, 30. November.

einer Reuter Meldung aus Wa ſhington iſt Har
der Anſicht, nach Regelung der augenblicklichen Fragen
ein ernſtlicher Verſuch unternommen werden, um ein Ab

nen über die Finanzfragen zu erzielen. Die
dieſes Planes rücke den Vorſchlag in den Vorder-

z ſämtliche Fragen der Weltfinanzen, beſonders die
hulden und die Wiederherſtellung der

jerolten Länder, auf einer künftigen Konferenz er-
e Deden ſollen. Man glaubt allgemein, daß, wenn der
le angenommen wird, die nächſte internationale Konferenz
dann mit den Weltfinanzen befaſſen wird.

hermögensſteuer und Geldentwertung
geichstagsausſchuß für Steuerfragen berichtete

Viger Koln (Dem.) über die Verhandlungen des Unter
huſſes, die vezwectten, den Tarif der Vermögensſteuer der
twertung bsiw. der jeweiligen Geldwertveränderung
ſtraft des Geldes) anzupaſſen. Erſtrebenswert erſchien eine

Wanſche Anpaſſung des Tarifs an die Aenderung der Kauf
n des Geldes. Dieſen Ziel diene der Vorſchlag des Bericht
u der auf die „Friedensmark“ zurückgreift. Ubzülehnen

Kechnungsfaktor die äußere Kaufkraft (Valuta). Man
ſe vielmehr von einer Jndexziffer ausgehen Ziffern des
4.ſlatiſtiſchen Amtes oder der „Frankfurter Zeitung“). Trotz
habe der Unterausſchuß den Vorſchlag zurückgeſtellt,
man ſeine Wirkungen für das geſamte Wirtſchaftsleben im
xnblick nicht überſchauen könne.
Abg. Dr. Hertz (U. S.) wandte ſich gegen den Vorſchlag des

Dr. Helfferich, der nur geeignet ſei, Unſicherheit und Un
n die Steuergeſetzgebung hineinzutragen.
Abg. Dr. Moldenhauer (D. Vp.) hielt dieſen Ausführungen
gen, daß es eher eine Farce wäre, den Tarif bei dem
antenden Geldwert bereits für den 831. Dezember 1922 feſt
gen. Die Frage ſei weniger dringlich für Steuern, bei denen
ſrüheres Jnkrafttreten vöorgeſehen ſei.
Abg. Dr. Helfferich (Deutſchnat.) wies die Art und Weiſe
Abg. Dr. Hertz (U. S.) zurück, die ſachliche Arbeit des Unter
ſhuſes agitatoriſch auszuſchlachten. Das vom demo-
tſchen Antrag aufgerollte Problew der t
dem Veſchluß des Unterausſchuſſes durch die Regierung noch

hart werden.

II

cieru

ſeinen gerechten Steuertarif finden, der erſt
x des folgenden und in den weiteren Jahren als feſtſtehendDaher iſt auch ſofort eine Novelle darin ſeinen Grund hat, daß Mars, der zu Beginn des Monateewandt werden ſoll.

entſprechenden Aenderung des Einkommenſteuergeſetzes und
raufſetzung des Vetrages, bis zu dem die Einkommenſteuer

nums von uns verlangt worden, da die Steuerpflichtigen
jetzigen Laſten nicht länger mehr tragen können. Wir denken

ebenſoſehr an die Beſitz- wie an die Ar
ſterintereſſen.
Staatsſekretär Zapf führte aus: Die Frage der Aenderung
Tarifs ſei auch im Unterausſchuß beſprochen worden.

ſeitlihe Auffcſſung ging dort dahin, daß unter Feſthalten der
erſätze der Tarif auseinandergezogen werden müſſe, um auf
Veiſe insbeſondere die Belaſtung der kleinen und mittleren

znögen der Sätze zu vermeiden.

m Vorſchlag machen.

In der Abſtimmung wurde der Antrag des Unter
jchuſſe s 212) durch die Stimmen des Zentrums und
ſozialiſtiſchen Parteien abgelehnt.
Zur Debatte ſtand nun t 20 ff. der Regierungsvorlage.
beſtimmt, daß ſteuerpflichtig nur der den Betrag von ein

derttauſend Mark überſteigende Teil des abgerundeten Ver
ens iſt. F 21 ſetzt die Staffelung der Vermögens
ner feſt.

Der Wohlfahrtsetat im Landtag
präſident Dr. Porſch eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 15

nuten.

die Verordnung über die vorläufige Aenderung von
tichtsbe zirken anläßlich der Ausführung des Friedens-
ages (zZuſfammenlegung von Orten und Ortsteilen infolge
Feſtſetzung der deutſch polniſchen Grenze) wird ohne Aus-
e angenommen.
der Entwurf eines Geſetzes betr. die Verſtärkung des

eamtenſtandes des Provinzialſchulkollegiums
derlin geht an den Unterrichtsausſchuß. Der Geſetzentwurf

die Erhaltung des Baumbeſtandes und die Erhaltung undtaffung von Uferwegen im Intereſſe der Vrege
heit wird dem Landwirtſchaftsausſchuß überwieſen.
der Entwurf zur Aenderung des Artikels 43 4 des Aus
ſrungsgeſetzes im Bürgerlichen Geſetzbuch,
ler eine Entlaſtung der Zentralinſtanzen bei Beurkundungen
ect, wird veräbſchiedet.
darauf ſetzt das Haus die Beratung des Volks
Ufahrtshaushalts fort.
Abg. NeyerSolingen (Soz.): Mit dem vom Wohlfahrts
er geſtern entwickelten Programm ſind wir einverſtanden.
drau Abg. Dr. Lauer (Ztr.) ſchließt ſich den Klagen über die
mungenot an und bittet den Miniſter, auf dem bisherigen

x der Fürſorge fortzufahren. Trotz der finanziellen Schwie-
kiten bei der Auseinanderſetzung zwiſchen Reich und Ländern

de ſoziale Fürſorge raſche Fortſchritte gemacht. Der Wie-
uiben ſei nur mit ihrer Hilfe möglich, werde aber erſt
i W igen Generation abgeſchloſſen werden können.
d. Stuhrmann (Deutſchnat.) tritt für Profeſſor Brunner
en Kampf um eine neue Sittlichkeit ein. Die Woh-
pnot ſei nicht etwa nur eine Mieternot, ſondern auch
ausbeſitzernot. Fährt das Miniſterium in dieſen
rungen auf dem bisherigen Wege fort, ſo muß das zur Ver-
ung des Hausbeſitzerſtandes führen. Bei der Erwerbsnot
and und Kopfarbeiter handelt es ſich nicht bloß

en wirtſchaftliches, ſondern auch um ein ſittliches Problem,
m ganze Familien zerrüttet werden. Hier bildet ſich ein

ſozialer Stand heraus und ſchafft uns ein neues Volks
a für die ſoziale Fürſorge. Redner bricht eine Lanze für
riſtlichen Sozialismus, nicht Marxismus, das Ziel der
den Volkspartei. (Proteſte links.)

n Engberding (D. Vpt.): Da das im Grundbeſitz angelegte
r eine merkliche Verſchiebung bringen muß, ſo muß die

unbedingt erhöht werden. Gegen die Sozialiſierungspläne
erdneten Meyer erklärt ſich Redner ganz entſchieden. Der
zret mache dem Hausbeſitzer ſo ſchon das Leben ſchwer

n LönigWeißenſee (Komm.) begründet den Antrag ſeiner
i auf Beſchlagnahme der Wohnungen, namentlich in
m e öſtern. Villen uſw., Sozialiſierung der für Be
n es Vohmaterials für Neubauten erforderlichen Be
g. Errichtung von Wohnungen auf Staatskoſten im

er unter Ausſchluß privater Bauunternehmer,
ralen des s- und Grundbeſitzes v.

Wert S Ter Siniſter het Verſtändals für ſo
n Er de auch Forſche und Entſchloſſenheit, aber
be Programm durchführen will, muß er einen großen

r ſen zu Hilfe nehmen, ſonſt kommt er nicht durch. Red
nen t dann den Antrag auf Sozialiſierung der ärztlichen

e und auf Aufhebung des über die ärztlichen
Re. (Sitzung dauert noch fort.

Doppelwährung müſſe Sonnenſtrahlen.

Halle uns Amgebung
Halle, 1. Dezember.

Der Himmel im Dezember
Zu Beginn des erſten Wintermonals hat die Sonne ſchon

eine ſüdliche Abweichung von 21 Grad, und der Weg, den ſie
in den bevorſtehenden drei Wochen dis zum kalendariſchen
Winterbeginn noch zurücklegt, umfaht nur noch etwa 15
Breitengrade.

Nur ganz gering iſt in unſeren Breiten jetzt noch die Höhe.
die das Tagesgeſtirn über dem Horizont erreicht. Sie betragt
zum Winterſolſtitium in der geographiſchen Breite von Berlin
und dem mittleren Norddeutſchland nur noch 14 Grad. Auch der
Tagebogen der Sonne über den Horizont iſt recht kurz; am
4., Dezember geht die Sonne um 7 Uhr 56 Minuten morgens
euf und um 3 Uhr 54 Minuten nachmittags unter, und zie
Winterſonnenwende erſcheint der Sonneuball morgens im Snud
cſten erſt um 8 Uhr 18. Während der folgenden 10 Tage ver-
gätet ſich der Sonnenaufgang ſogar um noch weitere zwet
einuten bis auf 8 Uhr 20, wofür am Nachmittag ſcheinkar die

Tage umſo raſcher wieder länger werden. Denn während der
früheſte Sonnenuntergang, um 3 Uhr 88, ſchon zu Beginn der
zweiten Monatshälfte iſt, bleibt am Silveſtertag die Sonne
ſchon faſt wieder bis 4 Uhr nachmittags über dem Horizont.

Der Mond befindet ſich Anfang Dezember in zunehmen-
dem Licht und erreicht am 7. das erſte Viertel. Am lI5. iſt Vol
wond, am 20. Dezember zeigt uns der Trabant das letzte
Viertel, und Neumond iſt am 29. des Mpnats.

Von den Planeten ſteht, wie ſchon in den letzten Monaten
allein der mit bloßem Auge unſichtbare Uranus am ſudwef
lichen Abendhimmel; alle anderen Geſchwiſtergeſtirne der Erde
erſcheinen erſt in der zweiten Hälfte der Nacht. Von ihnen war

Merkur Mitte November am beſten ſichtbar; mittlerweile hat
er ſich der Sonne ſchon wieder ſoweit genähert, daß er ſchon in

der erſten Monatshälfte völlig in deren Strahlen verſchwindet.
Auch die nunmehr ſeit einem vollen Jahr ſichtbar geweſene
Venus nimmt nun einſtweilen Abſchied von uns und mit dem
Jahresſchluſſe verſchwindet unſer Nachbargeſtirn, das ſich mit
lerweile auch ſehr weit von der Erde entfernt hat, völlig in den

Mars iſt zwar noch weit von uns entfernt,
zu Beginn des Monats noch reichlich 300 Millionen Kilometer

Angeſichts der unaufhaltſamen und in ihremnicht vorauszuſehenden Geldentwertung tönnen wir heute larer Durchmeſſer, der noch ſehr klein iſt, nimmt entſprechend

Süden wandert.
z 10 Prozent betragen ſoll. ebenſo des ſteuerfreien Exiſtenz- wandert gleichfalls rechtläufig in der Jungfrau weiter

Die

Die Regierung werde die
e unter dieſem Geſichtspunkt prüfen und gegebenenfalls

die Entfernung nimmt aber jetzt allmählich ab, und ſein ſchein-

zu. Die Dauer ſeiner Sichtbarkeit am Oſthimmel bleibt im
Dezember ziemlich unverändert etwa viereinhalb Stunden. was

als bisher nach
den Planeten,

nach
Süden, aber ſcheinbar nur ſehr langſam, da ſein Umlauf um
die Sonne zwölf Erdenjahre dauert, ſo daß ſich ſeine Stellung
von Jahr zu Jahr nur um ein Tierkreisbild verſchiebt. Auch er
nähert ſich der Erde; die Dauer ſeiner Sichtbarkeit wächſt im
Dezember bis zu 6 Stunden en. in wenig weiter öſtlich ſteht
jetzt Saturn, deſſen Sichtbarkeit im Dezember bis auf
7 Stunden zunimmt.

Alle die hellen Planeten befinden ſich gegenwärtig nur in
geringer Entfernung voneinander; angeſichts des ſpäten Tages-
anbruchs macht ihre Beobachtung Frühaufſtehern jetzt keine be-
Planegr Schwierigkeiten. Auch Neptun, der äußerſte der
Zlaneten, iſt während der zweiten Nachthälfte am beſten zu

beobachten, da er im Krebs ſteht, der vor Tagesanbruch ſchon
hech am Himmel weilt. Zu ſeiner Beobachtung bedarf es jedoch
eines ſtarken Fernrohrs.

ir der Jungfrau ſteht, noch erheblich weiter
Jupirer, der Rieſe unter

Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Beamten
bei der Schutzpol zei
Von Oberſekretär Held.

Beamtenfragen beſchäftigen heute mehr als früher die Oeffent
lichkeit. Nachdem die jetzige Regierung mit der vornehmen Zu
rückhaltung gebrochen hat, müſſen auch die Beanmiten notgedrungen
Zuflucht in die Preſſe nehmen. Die offiziellen und inoffizielen
amtlichen Auslaſſungen ſtrömen über vom Wohlwollen gegen die
Beamten, malen dem Publikum aus, daß jeder Veamte ſehr wohl
mit ſeinem Loſe zufrieden ſein könnte. Dieſe, den Tatſachen nicht
entſprechenden Auslaſſungen wollen wir heute bei Betrachtung
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe unſerer braven „Grünen“ auf
das richtige Maß zurückführen.

Mit Freuden können wir vorweg feſtſtellen, daß ſich nicht eine
Beſchwerde, ſoviel uns auch zugegangen ſind, gegen Vorgeſetzte
richtet. Von allen wird anerkannt, daß ſich die Offiziere in der
Fürſorge für die Beamten nicht übertreffen laſſen. Sie kämpfen
vergeblich gegen die Verhältniſſe und leiden gemeinſchuftlich mit
den übrigen Veamten.

Die Deutſchnationale Beamtenſchaft, Ortsgruppe Halle,
ſah Veranlaſſung, ſich der Beſchwerden anzunehmen. Der Abge
ordnete Winkler und die übrigen Mitglieder der deutſch
nationalen preußiſchen Landtagsfraktion haben
nun folgenden Antrag eingebracht:

„Der Landtag wolle beſchließen,
erſuchen

1. Das Verſorgungsgeſetz für die Schutzpolizei
Beſchleunigung vorzulegen.

2. Maßnahmen zu treffen, um die Unterkunfts- und Ernäh-
rungsverhältniſſe der Schutzpolizei den Anſtrengungen des
Dienſtes und ihrer Bedeutung für die Allgemeinheit
entſprechend zu beſſern.“

Zu 1. Wir hören alſo hier, daß unſere Schutzpolizei ſchon
jahrelang ihren gefahrvollen Dienſt verſehen hat, ohne daß den
Beamten Sicherheit für ihre ſpätere Verſorgung und Ueber
führung in den Zivildienſt gegeben war. Das iſt noch die alte
preußiſche Pflichttreue! Wir wollen hoffen, daß das kommende
Verſorgungsgeſetz den Beamten auch nach einer kurzen dienſtlichen
Bewährungsfriſt die lebenslängliche Anſtellung bringt. Da die
Beamten ſpäter doch in den Zivildienſt übergeführt werden müſſen,
dürfte dieſem Wunſche wohl nichts entgegenſtehen.

Zu 2. Unter Nichtbeachtung der ſeit der Revolution erhöhten
Gefahrenzone, in der alle Veamte des Außen- und Aufſichtsdienſtes
ihren Dienſt zu verſehen haben, hat man die Beamten der Schuh
polizei in die unterſten Gehaltsgruppen eingereiht. Unterwacht
meiſter Gruppe 2, Wachtmeiſter Gruppe 3, Oberwachtmeiſter
Gruppe 4, Hauptwachtmeiſter, Gruppe 5, Polizeileutnants mil
mehr als 4 Dienſtjahren Gruppe 6, Polizeioberleutnants
Gruppe 7 und 8 uſw. Die unzulänglichen Gehaltsſätze dieſer
Gruppen ſetzen wir als bekannt voraus. Bei Vergleich mit der
Reichsbeſoldungsordnung glauben wir die Löſung des Rätſels
für dieſe Eingruppierung gefunden zu haben. Sie lehnt ſich der
Gruppeneinteilung für die Reichswehr an und iſt ſomit auf die
Vergünſtigungen, die der Reichswehroffizier und Soldat daneben
noch bezieht, zugeſchnitten. Mit wie wenig Sorgfalt unſere gan-
zen Beſoldungsgeſetze aufgebaut ſind, tritt hier wieder ſo recht zu
Toge. Was für unſere Schutzpolizei bei der kommenden Regelung
(Neu-) der Beſoldungsordnung fordern müßſen, iſt Freimachen von
der Eingruppierung der Reichswehr. Entſprechend der Gefahren
zone, in der die Beamten ihren Wienſt verſehen, ift Höhergruppis
rung aller Grade zu ſordern.

Unterkunft und Verpflegung der ter in Halle ftationierten
Beamten laſſen alles zu wünſchen übrig. Bekanntlich find die un
verheirateten Beamten in den Kaſernen untergebracht. 6—-8 Mann
bewohnen durchſchnittlich eine Stube Bett mit Strohſack, Matratze
und wollenen Decken, Spind, Schemel und Waſchbecken zur eige

das Staatsminiſterium zu

mit größter

v

rigkeiten gemacht worden ſind.

Gebiete oder iſt in anderen Provinzen beheimatet.

nen, Tiſch, Spucknapf und ſonſtiges Geſchirr zu gemeinſamen Ve
nutzung. Für die Unterkunft v jeder Beamte den nach ſeinem
Einkommen zu rerrechnenden Mietzins zu zahlen. Obwohl der
Olerwachtmeiſter dieſelbe Wohnung und Lagerſlätte hat wie der
Unterwachtmeiſter, zahlt er doch einen bedeutend höheren Mietzins.
Den Forderungen der Veamten auf beſſere Ausſtattung undReinhaltung ihrer Wohnungen müſſen wir beilreten. u Er

holung von ihrem ſchwierigen Dienſte, der auch Sonntags un
ünterbrochen forigeht, und von Ueberanſtrengungen, die hier in
Mitteldeutſchland gerade nicht zu Seltenheiten gehören, glauben
auch wir, daß einfache Hotelausſtattung für die Beumten am
Platze iſt. Erwähnt ſei nur, daß di Ententekommiſſion beſſere
Hotelausſtatlung für ihre Mannſchaften fordert und auch von
unſerer alles bewilligenden Regierung zugeſtanden erhalten hat.
Die Mißſtimmung über die Verpflegung und Nachzahlung zu
dem feſtgeſetzten Verpflegungsgelde äußerte ſich ſeinerzeit hier
in Halle in einem Hungerſtreik. Die zum Miniſter des Jnnern
S Abordnung kam unverrichteler Sache wieder zurück.

s Eſſen wird in den alten Mannſchaftsküchen zubereitet.
Wenngleich wir mit Veröffentlichung der Klagen über das Eſſen
vorſichtig ſein wollen, ſo ſtimmen wir doch damit überein, daß
vieles beſſec ſein könnte. Jm September dieſes Jahres trat
eine Erhöhung der Teuerungszulagen mit Rückwirkung vom
1. Auguſt ab in Kraft. Flugs war der Finanzbürokratismus
zur Stelle und forderte auch für die zurückliegende Verpfle
gung einen höheren Satz und Nachzahlung von 2,50 M. je Tog.
Wir wollen mit unſeren Schutzpolizeibeamten hoffen, daß ſich
eine derartig unglaubliche Rachforderung jetzt, nachdem wieder
eine Beſoldungsregelung erfolgt iſt, nicht wiederholt.

Den Beamten nebſt Familienangehörigen ſteht ärztliche Be
heondlung durch angeſtellte Aerzte g. Freie Arztwahl iſt zu
fordern.

Es muß ferner tüchtigen Beamten Gelegenheit gegeben
werden, in die Verwaltungsſtellen als Polizeiſekretär aufzu
rücken. Hier wohl freie Bahn dem Tüchtigen. Jm Außendienſt
aber würde dieſes Syſtem zum Verhängnis. Hier muß bei
gleichem Dienſte an dem beſtehenden Syſtem der Beförderung
nach dem Dienſtalter unbedingt feſtgehalten werden. Das
Syſtem der freien Bahn züchtet nur Speichellecker und Ge
ſirnungstüchtige. Zwiſchen die beſten Freunde kommt Zwie-
ſpalt, und treue Kameradſchaft iſt für den ſchweren, gefahrvollen
Dienſt der Schutzpolizei doch Hauptbedingung.

Ein großer Teil der Beamten ſtammt aus dem beſetzten

rer Die Forderung der Fahrpreisermäßigung für die jährliche Urlaubsreiſe
iſt gewiß beſcheiden.

Erfreulich iſt es, daß den Beamten hier in Halle bisher hin
ſichtlich ihrer politiſchen Betätigung außer Dienſt oder der Zu
gehörigkeit zum „Stahlhelm“, zur Deutſchnationalen Beamren
ſchaft oder ſonſtigen vaterländiſchen Vereinigungen keine Schwie-

Geſinnungsſchnüffeleien fern
zuhalten, iſt Aufgabe der einzelnen Hundertſchaften.

Wir werden es nicht unterlaſſen, die Abgeordneten der
Deutſchnationalen Volkspartei für die vorſtehenden Wünſche noch
beſonders zu intereſſieren.

Rattenp'age 6wird mehrfach über das Ueberhandnehmen von Ratten
Zum Teil ſteht die Plage im Zuſammenhang mit der

ſiarken Ausdehnung der Kleintierzucht und wird erſt mit dieſer
wieder geringer werden. Zur Rattenvertilgung, dienen ent-
weder friſche Meerzwiebeln (Scilla maritima), ganz fein gehackt
und mit Brot oder Fleiſchreſten zu einem Köder verarbeitet, den
man etwas anbratet, um ihm die rechte „Witterung“ zu geben.
Die Meerzwiebelpräparate dürfen nicht mit der Hand angefaßt
werden Handſchuhe l). Wirkſamer, aber auch bedenklicher iſt
die Verwendung pon Phosphorlatwerge (in Apotheken erhält
lich). Der hiermit beſchickte „Köder“ muß die anlockende Witte
rung erhalten durch Röſten oder Anbraten, darf aber nicht den
Menſchen verraten und ſoll daher nicht mit der Hand angefaßt
werden. Man ſtreicht mit Holzſpänen oder dergleichen die
Phosphorlatwerge auf den Köter (angeröſtetes Brot mit etwas
Fett oder dergleichen) auf und legt den Köder mit Holzſpänen,
alten nicht mehr gebrauchten ECabeln oder dergleichen aus. Wo
Kinder und Haustiere Zutritt haben, iſt Phosphorrattengiftnicht verwendbar wegen ſeiner ſtarken Giftigkeit.

Es
geklagt.

th. Ein Entwurf über Abänderungen der Eheſcheidungs
beſtimmungen im RGvB. iſt im Reichsjuſtizminiſterium in Vor-
bereitung. Es ſoll den Wünſchen damit entſprochen werden, die
dahin gehen, eine Scheidung innerhalb zerrütteter Ehen auchdann zuzulaſſen, wenn die Ferriutun nicht auf ein ſchweres
Verſchulden eines Ehegatten (Ehebrüch, böswilliges Verlaſſen
Nichtbeachtung der Alimentationspflicht) zurückzuführen iſt. Da
mit wird mit dem einſeitigen Verſchuldungsprinzip gebrochen
Es können alſo bei einer Scheidung auch andere Motive maß
gebend ſein, ſo auch unſittlicher oder unmoraliſcher Lebens
wandel, Abneigung aus beſtimmten Gründen uſw.

th. Die Entwürſe über die neue preußiſche Verwaltungs-
reform (Städteordnung, Provinzial und Kreisordnungen) wer
den dem Landtage zu Beginn des neuen Jahres vorgelegt werden.

th. Die Zeugengebühren für Prozeſſe aller Art werden dem-
nächſt durch eine Novelle wieder erhöht werden, um der Geld
entwertung entgegenzukommen.

th. Zum Schutze von Uferwegen und Grünanlagen bei Groß
ſtädten im Intereſſe der Volksgeſundheit ging dem Landtage ein
Entwurf zu, der weitgehende Schutzmaßnahmen gegen Bau-
ſrekulation vorſicht.

„Bund für Religionsunterricht“ und „Freunde der Chr. W.“
Der zweite Vortrag mit Ausſprache über die Behandlung der
bibliſchen Sagen im Religionsunterricht (Referent: Superinten-
dent Prof. Bithorn-Merſeburg) findet am Mittwoch, den 7. De
r nachmittags 255 Uhr in der „Börſe“ ſtatt. Gäſte will
ommen.

Der 2. Kammermuſikabend des Schachtebeck Quartetts
findet am Mittwoch, den 7. Dezember, im Saale der „Loge zu
den drei Degen“ Paradeplatz 4) ſtatt. Es empfiehlt ſich wegen

großen Andranges ſchon jetzt Karten zu beſtellen bei Heinr
Hothan.

4 Das unsere Leser sagen
Um die Straßenbahn

Zu dem Artikel „Bürgerliche Straßenbahnwün-
ſche in Nr. 331 Jhrer Zeitung vom 18. November 10921 hat der
Leſer mit Recht eine Frage angeſchnitten, mit der ſich nicht allein
unſere Stadtvertretung, ſondern auch des Näheren unſere Bür-
gervereine beſchäftigen ſollten. Die frühere Linienführung milk
Ümſteigeberechtigung war dem wachſenden Verkehrsbedürfniſſe
praktiſch angepaßt.

Mit der vorgenommenen umfangreichen Aenderung ſollte doch
augenſcheinlich bezweckt werden, für manchen das läſtige Um
ſteigen nach Möglichkeit zu beſeitigen. Liergegen ließe ſich nichts
einwenden, wenn die Maßnahme nicht in ihrer Wirkung durch
den Tarif aufgehoben und auch der übrige Verkehr keine Ver-
ſchlechteringen erfahren hätte.

Benutzt z. B. ein Fahrgaſt den direkten Wagen der Linie 1
von der Reilſtraße nach der Beeſener Sueße ſo er 1 M. an
Fahrgeld zu entrichten. Venutzt er d den Umſteigeverkehr
dcuch die Ulrichſtraße, erreicht er da *lbe Ziel für 90 Pf.

Dasſelbe iſt der Fall der Linie 8 nach dem Hettſtedter
Bahnhof, über die Poſt 90 Pf., über die Ulrich aße 80 Pf. Da
auch Fahrgäſte erfinderiſch ſind, billiger fahren zu wollen, werden
ſis zum Umſteigen durch dieſe Einrichtung exzogen. Die gutg



Erficht ber Sfraßenbahnverwaltung wird hier alſo durch dieeigene c ünß die Folge iſt eine ungleiche
v. verteilung und unnötige Ueberlaſtung der Ulrichſtraße.

ie dem Leſer jenes Artikels, ſchwebt auch mir eine
tiſchere und vorteilhaftere Linienführung unſerer Straßenbahn
vor. Vielleicht werden diesbezügliche Vorſchläge in Bürgerver
ſammlungen beſprochen. Da die Beeſener Straße mit ihrer Um

ung, mit dem Hauptbahnhofe nur in ſehr beſchränktem Maße
r die Straßenbahn Verkehrspunkte bilden, hätte man die für

teſe Strecke beſtimmte Linie 11 nicht zum Nachteil der Fahrgäſte
von der Linie 6 trennen ſollen. Für dieſe Strecke genügte voll
kemmen ein Umſteigen am Ranniſchen Platz.

Der höhere Nachttarif an Sonn und Feiertagen iſt un
ſozial. Die Zeit erlaubt es dem arbeitenden Stande, nur des
Sonn und Feſttags ſeine Angehörigen in der näheren oder wei
ſeren Umgebung aufzuſuchen. Die Rückreiſe erfolgt meiſtens
abends mit den 10- und 11-Uhr-Zügen. Ein ſolcher Arbeiter, der
ſich in Begleitung ſeiner Familie befindet, muß ſich die teuere
Straßenbahnfahrt dann um dieſe Zeit verſagen. Er muß den
weiten Weg zu ſeiner Behauſung mit kleinen Kindern und Ge

äck beſchwerlich zu Fuß zurücklegen. Dasſelbe trifft bei den viee ehenden Arbeitern zu, die um dieſe Zeit vom Schicht
wechſel aus Leunag und anderen Werken auf dem Bahn-
hofe eintreffen. Die Arbeiterſchaft in ihrer Geſamtheit wird von
dieſem Tarif hart betroffen und kann ſich dafür bei den Stadt
vätern bedanken. Auch ein Bürger.

WJ—

Der Warenaustauſch
Folgende Ausführungen ſind uns von einem Arbeiter

zugegangen, bevor über die Pläne des „Landbundes“ über
r etwas bekannt war. Wir veröffentlichen
ſie heute trotzdem noch, um zu zeigen, daß nicht alle Arbeiter
willenlos den ſozialiſtiſchen Zertrümmerungsideen verfallen
ſind, ſondern daß viele von ihnen aus der Praxis heraus
eigene volkswirtſchaftliche Probleme erörtern.
Wie überall in den Jnduſtriebezirken hat die Arbeiterſchaft

guch hier in Mitteldeutſchland Proteſtverſammlungen gegen die
hohen Kartoffelpreiſe abgehalten, wo fürchterlich auf die „böſen
ügrarier“ geſchimpft worden iſt. Soweit die Kartoffelbelieferungfür die Arbelterſchaft in Mitteldeutſchland in Frage kommt, hat

es die Arbeiterſchaft meiner Anſicht nach ſelbſt am guten Willen
fehlen laſſen, wenigſtens ſoweit der Bedarf in der Kohlen und
Stickſtoffinduſtrie in Frage kommt. Die Landwirte in den Oſt
provinzen leiden Not an Kohlen und Stickſtoffdünger, und ſind
für einen Austauſch dieſer Produkte zu haben. Welche Belegſchaft
iſt nun an die Beſitzer der erwähnten Jnduſtriewerke herange-
treten mit der Bitte, zur Eindeckung ihres Kartoffelbedarfs den
betreffenden Landwirten Kohlen oder Stickſtoffdünger unter Aus
ſchaltung der Syndikate zu den Selbſtkoſtenpreiſen abzugeben
Jch bin der Meinung, daß die Werkbeſitzer einer ſolchen Bitte
ihrer Belegſchaft Gehör ſchenken würden, wenn auch die Land
wirte ihrerſeits in einem Austauſchverfahren die Kartoffeln zum
Selbſtkoſtenpreiſe abgeben.

Sollten die Kohlen und Stickſtoffmengen bei normaler För-
derung zu dieſem Zwecke nicht ausreichen, dann ſollen ſich die Be
legſchaften im Intereſſe ihrer Familien bereitfinden, hierzu eine
Ueberſchicht zu fahren. Vielleicht geſtattet der Herr Reichskohlen-
vat im Jntereſſe der Belegſchaften den Transport von Briketts
auch über die Elbe. Bei einem wirtſchaftlichen Entgegenkommen,
wie oben angedeutet, zwiſchen Werkbeſitzer und Belegſchaft würde
auch die andere hieſige Bevölkerung den Vorteil haben, daß mehr
Kartoffeln als ſonſt herkämen. Es würde außerdem auch einen
Einfluß auf die Preisſtellung in Mitteldeutſchland haben.

Die Liebenswürdigkeiten, welche „Der Klaſſenkampf“ den
Landwirten an den Kopf ſchleudert, ſind leere Phraſen. Warum
haben die radikalen Verbände von den vielen Millionen, die in
ihre Kaſſen fließen, nicht ſchon längſt Rittergüter gekauft, trotzdem
ſolche für ſehr billiges Geld zu haben waren und ganz nach ihrem
Rezept bewirtſchaftet? Mit dem Erfolg ihrer Wirtſchaftsweiſe
hätten ſie jetzt das Volk überzeugen können So wirtſchaften wir!
Solange dieſe Herren nicht ſelbſt praktiſch einen Erfolg ihrer Jdee
aufzuweiſen haben, bleiben ſie mit ihrem Geſchreibſel, milde
ausgedrückt, „Maulhelden“. Ein deutſcher Arbeiter.

Aus Mittelberttſehlano

5uſammenſetzung
der braunſchweigiſchen Regierung

Braunſchweig, 29. November.

Die Verteilung der Reſſorts im braun-
ſchweigiſchen Staatsminiſterium iſt nach dem Ein-
tritt des Abg. Grotewohl (U. S. P.) in folgender Weiſe geregelt:

Miniſter Junke (U. S. P. D.) führt den Vorſitz; ihm unter-
ſtehen die Zentralabteilung und die Abteilungen für Jnneres
und Juſtiz;

Miniſter Antrick (Rechtsſozialiſt) hat neben der ihm ſchon
bisher übertragenen Abteilung für Handel und Verkehr noch die
Finanzen, Domänen und Forſten übernommen;

Miniſter Grotewohl (U. S. P.) leitet die Abteilung für
Volksbildung und Teile der inneren Angelegenheiten

Miniſter Steinbrechers (Rechtsſozialiſt) Reſſort, die Ab-
teilung für Arbeit, iſt von Veränderungen unberührt geblieben.

1000 Lehrer Magdeburgs für die chriſtliche Schule
Durch namentliche Unterſchrift haben ſich in Magdeburg von ins

geſamt 1543 Lehrkräften 975 Lehrer und Lehrerinnen der Geſamt-
lehrerſchaft für die chriſtliche, evangeliſche oder katholiſche Schule
erklärt. Das ſind 63 Prozent. Da z. B. Schulen, die ihre
Stimmen nur zahlenmäßig angegeben haben, für die Gegenſeite
gezählt ſind, würde das Ergebnis zugunſten der evangeliſchen
bzw. katholiſchen Schule noch verbeſſert werden.

v

Die Keutſchener Proteſtantiſche Woche be-
ſchäftigte ſich auf ihrer zweiten Tagung vom 23. bis 25. Novem
ber mit den Fragen nach Gott, Religion, Religioſität. Die Er
öſfnungsanſprache in der überfüllten Kirche hielt Frl. Pfarr-
gehilfin Schäfer. Es ſprachen Prof. D. Heußi- Leipzig über
„Luthers Stellung zur Neuzeit“, Geheimrat Prof. D. Lütgert-
Halle und Dr. Steiner-Leipzig „Vom unbekannten Gott“. Am
zweiten Tage führte Prof. D. Lietzmann-Jena an der Hand von
Lichtbildern in die Kunſt der alten Kirche ein. Ueber „Okkul-
tismus und Religion“ ſprachen Dr. v. Waſielewski-Sonders-
hauſen, über „Gott und Religion“ Dr. Fuchs-Jeng. Am dritten
Tage redete zuerſt Generalarzt Dr. Neumann über „Frei-
maurerei als Erlebnis“, während Prof. Schümer- Magdeburg
und Lehrer Sommer-Halle ihre Gedanken und Empfindungen
„Vom verborgenen Leben“ entwickelten. Lebhafte Ausſprachen
r ſich an alle Vorträge. Den Abſchluß der Keutſchener

bildete eine ſchöne Schlußfeier in der Kirche. P. Liz.
StreweKeutſchen leitete die geſamte Tagung.

Deſſau, 80. Nov. (Vor dem Schwurgericht in
Deſſau) begann heute der Prozeß gegen den S8sjährigen
Arbeiter Guſtav Droſihn und den 81 Jahre alten Händler Otto
Stock, beide aus Aſchersleben, die der vorſätzlichen und mit
Ueberlegung ausgeführten Tötung des Jnſpektors der

Hüne in Schackental gehörigen Domäne an-

geklagt waren und ſich deshalb unter der Anklage des MordesJe eigen haben. Am 17. März 1020 machte ſich eine Gruppe

von Radikalen der ſogenannten Exekutive in Aſchersleben auf
den Weg nach Mehringen, nachdem ſie ſich bewaffneéet und ir
Aſchersleben gewaltſam Wagen requiriert hatten. Von
Mehringen aus zog der Trupp unter Führung eines Arbeiters
Richard Hecht nach Schackental. Dort drangen ſie in den Hof
der Domäne ein, und Hecht verhandelte hier mit dem im Hof
ſtehenden Jnſpektor. Droſihn und Stock traten dazwiſchen und
machten dem Inſpektor Vorwürfe, daß er die Arbeiter ſo miſe-
rabel behandele und ſchlugen mit dem Gewehrkolben auf ihn
ein. Droſihn und Stock ſollen dann den forteilenden Jnſpektor
mit mehreren Schüſſen niedergeſtreckt haben. Sie leugnen das
ganz entſchieden, doch werden ſie durch die Zeugen Großmann
und BVohnſtedt aufs ſchärfſte belaſtet. Die Verhandlungen, die
vorläufig auf zwei Tage angeſetzt ſind, dauern an.

e Eiſenach, 80. Nov.ſchloß in ſeiner letzten Sitzung im Anſchluß an die Mindeſtſa
der Reichsverordnung die rhebung einer Verg
gungs- und Luſtbarkeitsſteuer für alle im 3
bezirk Eiſenach ſtattfindenden Vergnügungen, Schauſtellun n
von Menſchen und Tieren, Menagerien uſw. Steuerfrei blete
politiſche und religiöſe Veranſtaltungen und ſolche zu m
nützigen Zwecken. Die Erhebung eines Beitrages zur BVeſtreitun
der ÜUnkoſten ſchließt die Steuerfreiheit nicht aus. Steuer
ſind ferner die Jnhaber der Kurtaxkarten bei Veranſtaltun
der Kurverwaltung, ſowie Veranſtaltungen einzelner T
Privaträumen oder konzeſſionierten Räumen von nicht
50 Ouadratmeter Größe, wenn weder von den Gäſten ein
gelt dafür erhoben wird, noch Speiſen und Getränke dur
zahlung der Gäſte ſtattfindet. Steuerfälle bei Familienveran
ſtaltungen werden durch Härteparagraphen geregelt. n

(Der Gemeindergt

Volkswirtschaftlicher Teil
Der Dollar 239!

Die neuerdings mit immer

ierungen beabſichtigt ſei, Deutſchland ein Moratorium für ſeinePahneigen zu bewilligen, um die deutſche Noteninflation einzu
dämmen, bewirkten geſtern außerordentlich ſtarkes Angebot
und nicht un erhebliche Blankoverkäufe. Unter
großen Schwankungen kam es daher, ausgehend vom Dollar-
markt, zu einer erheblichen Verflauung der Deviſen.
Der Dollar, der vorgeſtern noch etwa 275 geweſen war, ging im
Verlauf des geſtrigen Mittags bis auf 239 unter großen Ver-
käufen und Blankoabgaben herunter. Jm Zuſammenhang hier-
mit waren auch die übrigen Deviſen und fremde
Zahlungs mittel ſcharf rückgängig. Jnwieweit ſich
dieſe Bewegung auf Tatſachen ſtützt, läßt ſich bisher noch nicht
beurteilen. Jmmerhin iſt ſchon in den letzten Tagen beobachtet
worden, daß die deutſche Mark im Auslande in er-
heblichen Poſten aufgekauft wurde. Späterhin kam
es auf dem ſtark ermäßigten Kursniveau wieder zu Käufen und
Deckungen.

Preiserhöhung für Stickhſtoffdüngemittel
w. Vom Stickſtoffſyndikat G. m. b. H. wird mitge-

teilt
Die fortſchreitende Entwertung der deutſchen Mark äußert

ſich auf allen Wirtſchaftsgebieten in Preiserhöhungen. Am ein-
ſchneidendſten iſt die Preiserhöhung der Kohlen,
Löhne und Frachten. Am 1. Dezember ſetzt eine Steige-
rung der jetzigen Kohlenpreiſe für die maßgebende Fettförder-
köhle um rund 60 Prozent ein, begleitet von einer gleichzeitigen
Frachterhöhung von 50 Prozent der erſt kürzlich erhöhten Fracht.
Die Lohntarife ſind zum 1. Dezember gekündigt. Es muß mit
einer ſehr erheblichen Lohn- und Gehaltsſteigerung gerechnet
werden. Es war deshalb unausbleiblich, daß Maßnahmen er-
griffen wurden, um die Wirkung der Preisſteigerung auf die
Stickſtoffinduſtrie abzuwälzen, da bekanntlich dieſer Jnduſtrie-
zweig in ſeinen Geſtehungskoſten weſentlich beeinflußt wird von
Kohlen, Löhnen und Frachten. Nach eingehender Prüfung
der einſchlägigen Verhältniſſe iſt deshalb von der Regierung
im Einvernehmen mit dem Düngeſtickſtoffausſchuß der Preis
für Stickſtoffdünger erhöht worden. Die Stickſtoffdüngerpreiſe
werden mit Wirkung vom 5. Dezember demnach folgende Er-
höhung je Kilogramm erfahren: Schwefelſaures Ammoniak, ge
wöhnliche Ware, von 17,40 auf 25,80 M., ſchwefelſaures Am-
moniak, gedüngt und gemiſcht, von 18 auf 26,40 M., Natron-
w von 24 auf 31,20 M., Kalkſtickſtoff von 15,50 auf

Die neuen Stickſtoffpreiſe bilden kein Hindernis für die
Anwendung des Stickſtoffdüngers im deutſchen Boden. Jm
Gegenteil geben ſie dem Landwirt immer noch einen großen
wirtſchaftlichen Anreiz zur Verwendung in Aeckern und Wieſen.
Der Auslandspreis des Stickſtoffes ſtellt ſich auch nach der Preis
erhöhung noch dreieinhalbmal ſo teuer wie der deutſche Stickſtoff.

x

Die im Einvernehmen mit der Regierung heraufgeſetzten
Düngemittelpreiſe werden natürlich eine Heraufſetzung der land
wirtſchaftlichen Produkte nach ſich ziehen. Wird die Regierung
hier wohl auch ihr Einverſtändnis öffentlich bekunden, oder wird
ſie wiederum dulden, daß die Kreiſe, die die Grundlage für ein
Staatsleben bilden, in der gemeinſten Weiſe von den links-
gerichteten Blättern mit Worten wie „Wucherer“, „Blutſauger“

uſw. beſchimpft werden D. Schriftl.
Industrig

Heckert u. Cv., A.-G., Berlin. Wir brachten kürzlich die
Nachricht von der Umwandlung der hieſigen Firma Heckert u.
Co. in eine A.“G. Nunmehr iſt die Firma in das Berliner
Handelsregiſter eingetragen. Die Geſchäftsſtelle befindet
ſich in Berlin in der Lindenſtraße 101//102, Aufgang 10. Be-
kanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen durch den Reichs-
anzeiger. Generalverſammlungen finden in Berlin oder einem
in der Bekanntmachung angegebenen Orte ſtatt. Die Grün-
der der Geſellſchaft, die ſämtliche Aktien übernommen haben,
ſind: Kaufmann Hans Heckert in Halle a. S., Kaufmann Albert
Koch in Halle a. S., Kaufmann Simon Levy in Pirmaſens,
Prokuriſt Hans Neubert in Berlin-Wimersdorf, Kaufmann
Kurt Herzog in Berlin. Den erſten Aufſichtsrat bilden: Rechts-
anwalt und Notar Horſt Trummler in Dresden, Bankier Louis
Michels in Berlin, Rechtsanwalt Dr. Jack Levy in Berlin, Horſt
Trummler als Vorſitzender, Louis Michels als ſtellvertretender
Vorſitzender.

F. May, G. m. b. H., Halle. Die Geſellſchaft iſt auf
gelöſt, die Gläubiger werden aufgefordert, ſich zu melden.

Vereinigte Gothania-Werke, A.-G., Gotha. Das Grund
kapital ſoll um 3,5 Millionen Mark erhöht werden.

Carl Hamel, A.-G., Schönau-Chemnitz. Die Sonderrück
lage ſoll aufgelöſt werden.

Mittweidaer Granitwerke, A.G. Eine ao. G.-V. ſoll über
eine Kapitalserhöhung event. die Auflöſung der Geſellſchaft
Beſchluß faſſen.

Vereinsbrauerei Zwickau. Auf die Tagesordnung iſt noch
die Beſchlußfaſſung über Verſchmelzung mit einem an
deren Brauereiunternehmen geſetzt.

Handel und Verkehr
Ein und Ausfuhr im Kuguſt und September 1921

Nach einex Veröffentlichung des ſtatiſtiſchen Reichsamtes
wurden eingeführt im Auguſt bzw. September Waren aller
Art ſowie Pferde und Waſſerfahrzeuge im Werte von 9 418 229
bzw. 10 668 443 Mill. M. Hierunter befinden ſich Edelmetalle
im Werte von 85 765 bzw. 26 674 Mill. M. Ausgeführt
wurden in den gleichen Monaten insgeſamt Waren aller Art
ſowie Pferde und Waſſerfahrzeuge im Werte von 6683 619 bzw.
7 519 284 Mill. M., darunter 13 514 bzw. 26 882 Mill. M. Edel
metalle. Die Werte ſind in Papiermark berechnet, ſie beruhen
in Ein und Ausfuhr auf Anmeldungen. Der Einfuhr-
überſchuß betrug ſomit im Auguſt 2 734 605, im September
3 149 159 Mill. M. Jn der Hauptſache wurden eingeführt: Er
zeugniſſe der Land und Forſtwirtſchaft und andere tieriſche und
pflanzliche Naturerzeugniſſe, Nahrungs- und Genußmittel und
kearbeitete tieriſche und pflanzliche Spinnſtoffe, th.

größerer Beſtimmtheit auf
tauchenden Meldungen, wonach von den ehemals feindlichen Re

feſtzuſetzen.

e

x Handelsregiſter Halle a. S. Die Firma Klenku, Co
Halle, Jmport-Kommiſſionshaus, Export, lag
jetzt Klenk u. Co. Prokuraänderungen bei den Firmg
Schenker u. Co., Filiale Halle und Joſeph H. Stertg
wmann, Lack- und Lackfarbenfabrik, Nietleben.

Preiserhöhung für Schlittſchuhe und Rollſchuhe. Vor
Siſen- und Stahlwaren JnduſtriebundElberfeld wird uns geſchrieben: Die Vereinigung der Deutſche
Schlittſchuhfabrikanten beſchloß in ihrer Sitzung vom 23. d.
den Aufſchlag für Schlittſchuhe und Rollſchuhe auf 300 Prozen

Preiserhöhung der Emaillierwerke. Wie uns don
Eiſen- und Stahlwaren-Jnduſtriebund iElberfeld mitgeteilt wird, hat der Verband Deutſcher Emaillier
werke den Aufſchlag für Kiſtenſendungen im n
landsgeſchäft mit Wirkung vom 26. November auf 1300 Prozent
feſtgeſetzt. Jn der erſten Dezemberwoche wird eine Haupt
ver ſammlung ſtattfinden, die über die Marktlage und di
ſich daraus ergebenden Maßnahmen für das Jnlands- und Aus
landsgeſchäft beraten wird.

Geldmarkt und Banken
w. Württembergiſche Vereinsbank, Stuttgart. Der Auf

ſichtsrat beſchloß, der Generalverſammlung die Erhöhun
des Grundkapitals um 40 Millionen Mark auf 80 M
Mark vorzuſchlagen.

Rechtliche Fragen
DaimlerMotorenGefellſchaft Stuttgart. Gegen

Veranlagung zur Gewerbeſteuer hatte die Geſellſcha
rechtzeitig Beſchwerde erhoben und es erreicht, daß ihre Ef
wände als berechtigt anerkannt wurden. Dieſe Entſcheidu

wurde von dem Organ der Württemberger Kommuniſten, de
„Süd deutſchen Arbeiter-Zeitung“, ſo dargeſte
als ob das Finanzminiſterium oder Finanzamt etwa 8 Pil.
Steuern nachgelaſſen habe. Gegen dieſe Frreführu

wendet ſich das Finanzminiſterium in längeren Au
führungen im „Staatsanzeiger für Württemberg“. Es ſtell
feſt, daß es ſich tatſächlich nicht um einen im Weg
Gnade vom Finanzminiſterium bewilligten Steuernacgk
laß, ſondern um einen geſetzlichen Anſpruch
Firma auf Rückerſtattung zuviel bezahlter Ge
werbeſteuer auf Grund einer Beſchwerdeentſcheidung d
Landesfinanzamtes handelt.

Börsenhberichte
Produktenbericht. Berlin, 80. November. Von de

ſcharfen Rückgang der Deviſenkurſe wurde die Tendenz am Pr
duktenmarkte ſtark verflauend beeinflußt. Es beſtand allſeit
ſtarke Zurückhaltung, ſo daß große Umſätze nicht zuſtandekame
Die Gebote der Mühlen für Weizen waren merklich niedrig
Die vom 1. Dezember ab erfolgende Erhöhung der Frachten u
50 Prozent gegen den November und 95 Prozent gegen d
Oktober bringt bei der Beurteilung der verſchiedenen vorliege
den Offerten zunächſt noch viel Verwirrung hervor. F
Roggen beſtand vormittags mehrſeitig verſtärkte Kaufluſt, de
kam bedeutend mehr Material an den Markt. Für Gerſte, Ha
und alle anderen Artikel beſtand Zurückhaltung.

Berliner Produktenmarktpreise.
Berlin, 30. Novembe

Amtliche Notierungen für 1 Zentner ab dtation
Weizen, märk. 355-390, schles, flau.

oggen, märk. 301--306, pomm. 301--305, westpr. ffau.
Wintergerste Sommeèergerste 385--400, flau.
Hafer. märk. 306--310, schles. flau.
Mais, la Plata 350--370, ohne Prov.- Ang. 350-360, fau.
Weizenmehl 980--1950, still, Roggenmehl 740--790, matt (je 2
Weizenkleie 200--208, Roggenkleie 200-208, ruhig.
Raps 850-890, Leinsaat 760--800, ruhig.
Victoriaerbsen 470 5 Lupinen, blaue J
Kleine Speiseerbsen 400--440 7Futtererbsen 300-—520 200Peluschken S

Lupinen. gelbe
Rapskuchen
Leinkuchen

Wicken Serradella JAckerbohnen Trockensechnitzel 100-
Nichtamtliche Rauhbfutter-Notierungen. Grobhanäelspre
Weizen und Roggenstroh drahbtgepreßt 35-9.
Haferstroh drahtgepreßbt 45--49, Stroh seilgebündelt
Lanastroh seilgebündelt 33--37.
Wiesenheu, gut, gesund und trocken, 97--105, gut. pesund u

trocken Nachmahd) gesund und trocken,
Kleeheu alles ab Stationen.

Devisen-Notierungen
Geld Brief

Amstd.-Rottd. 8691.30 8708.70
Brüss.-Antwerp. 1628.,35 1631.65
Christiania 3471.50 3438.50
Kopenhagen 4495.50 4504.50
Stockholm 5744.25 5755.75
Helsingfors 399,60 400.40

Italien 9London
New- York

Berlin, 30. Norent

w7
s

Prag
Budapest
Poln. Mark
Buenos Aires

Berliner Metalinotierungen.
Berlin. 30. Nov. Preise fiir 100 kg in Mark.Raffinade- Kupfer 99--99,3 Zinn (Banen-Straits-Ar t

6700 6800 16200 16300 soOrig.-Hütt.-Weichblei 2550,2600 Hüttenz.iminu. Du
Orig.-Hütten-Rohzink Reinniecſel (98-99 1

im freien Verkehr 2550 2600 Antimon (RKegulus) 909
Remelted-Platt.-Zink 2000/2050 Silber in Barren, ca 3950
Orig.-Hütten Alumin. “8-990 für 1 kg

(in gekerbten Bwokeue Flektrolvtknpker p. 100ke
Original-Hütten-Robzink

Orig.-Hütten-Alumin. (in W alz- ab oberschl. Hätte
draht od. Drahtb.) /10500 Preis des Zinkhütteprerd.

Hauptſchriftleiter. Helmut Borrcher. gagrit
Verantwortlich für Politik: Helmut Böttcher; für politiſche
Ernſt Meſſerſchmidt; den volkswirtſchaftlichen Teil Hermann
für Kommunalpolitik, lokale Nachrichten und Sport Hans Heiling für die
Kunſt, Wiſſenſchaft und Unterhaltung, ſowie den übrigen unpelitiſchen
Sellheim. Für den Anzeigenteil: Panl Kerſten, ſämtlich in Lo
Dito Thiele. Vuch- u. Kunſtdrucerei, Verlag der Halleſchen Zeitung
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